
GVO: § 12 Amtsgerichte ohne Gerichtsvollzieher

§ 12  Amtsgerichte ohne Gerichtsvollzieher 
 
(1) Ist bei einem Amtsgericht kein Gerichtsvollzieher beschäftigt, so teilt, soweit landesrechtlich nichts 
anderes bestimmt ist, der Präsident des Oberlandesgerichts den Amtsgerichtsbezirk dem Bezirk eines, 
ausnahmsweise unter zweckmäßiger Aufteilung auch den Bezirken mehrerer Gerichtsvollzieher 
benachbarter Amtsgerichte zu (zugeschlagener Bezirk).

(2) Eigener Gerichtsvollzieherbezirk und zugeschlagener Bezirk bilden den Gesamtbezirk des 
Gerichtsvollziehers.

(3) Name, Bezirk und Amtssitz des zuständigen Gerichtsvollziehers sind im Gebäude des Amtsgerichts des 
zugeschlagenen Bezirks durch ständigen Aushang oder in sonst geeigneter Weise mit dem Hinweis 
bekanntzumachen, dass Aufträge, Anfragen und Mitteilungen nach Möglichkeit unmittelbar an den 
Gerichtsvollzieher zu richten sind, aber auch in der Geschäftsstelle des Amtsgerichts zur Übermittlung an 
den Gerichtsvollzieher angebracht werden können.

(4) 1Die Geschäftsstelle des Amtsgerichts des zugeschlagenen Bezirks leitet die bei ihr eingehenden, für 
den Gerichtsvollzieher bestimmten Schriftstücke täglich an diesen weiter. 2Dies gilt nicht, wenn mit 
Sicherheit zu erwarten ist, dass der Gerichtsvollzieher an dem betreffenden Tage auf der Geschäftsstelle 
anwesend sein wird.

(5) 1Ist der Gerichtsvollzieher am Sitz des Amtsgerichts des zugeschlagenen Bezirks anwesend, so hat er 
sich stets in der Geschäftsstelle zur Entgegennahme seiner Eingänge und zu etwa erforderlichen 
Dienstbesprechungen einzufinden. 2Von der Einrichtung bestimmter Sprechtage ist regelmäßig abzusehen.

(6) 1Für Eilaufträge, die im zugeschlagenen Bezirk zu erledigen sind, bestellt der aufsichtführende Richter 
des Amtsgerichts des zugeschlagenen Bezirks im Voraus einen oder, falls es erforderlich ist, mehrere 
geeignete Beamte des Amtsgerichts als ständige Vertreter des Gerichtsvollziehers für die Wahrnehmung 
einzelner Gerichtsvollziehergeschäfte. 2Die Bestimmungen über die Regelung der ständigen Vertretung des 
Gerichtsvollziehers (§§ 10, 11) werden hierdurch nicht berührt. 3Macht ein eiliger Auftrag eine weitere nicht 
mehr dringliche Amtshandlung erforderlich, so sind die Vorgänge nach Erledigung des dringlichen Teils an 
den zuständigen Gerichtsvollzieher abzugeben.


